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licht wird — veranlaßt, Maßnahmen zur Wahrung seiner 
Funktionen zu ergreifen. Als der damalige USA-Präsident 
Herbert Hoover im Jahre 1932 in Verbindung mit der ver­
stärkten Einführung staatsmonopolistischer Regulierungsme­
thoden eine Reorganisation der Regierungsstruktur vornahm, 
stimmte der Kongreß nur unter der Bedingung zu, daß er 
einzelne Maßnahmen oder den gesamten Plan dieser Um- 
struktuierung wieder für null und nichtig erklären konnte. 
Dies wird als die Geburtsstunde des congressional veto be­
zeichnet.10 11

Von der Regelung eines Vetorechts des Kongresses wurde 
allerdings bis in die Zeit nach dem zweiten Weltkrieg nur 
selten Gebrauch gemacht. So enthielten bis zu Beginn der 
50er Jahre jährlich nur ein bis zwei Gesetze Klauseln, die 
das congressional veto gegen die Art und Weise der Durch­
führung des Gesetzes durch die Exekutivorgane vorsahen. 
Das änderte sich erst grundlegend in den 60er und besonders 
in den 70er Jahren, als die Exekutive ihre Machtbefugnisse 
nicht nur rasch weiter ausdehnte, sondern zugleich mit dem 
Krieg in Vietnam und dem Watergate-Skandal einen immer 
abenteuerlicheren und kriminellen Kurs einschlug und damit 
einen schnell zunehmenden Autoritätsverlust erlitt. Um der 
Gefahr einer ernsthaften Erschütterung der Präsidialgewalt 
als einer Hauptstütze des politischen Systems der Monopol­
herrschaft in den USA zu begegnen und die wachsende Kritik 
seitens der Antikriegs- und Bürgerrechtsbewegung aufzu­
fangen, wurde mehr als zuvor vom congressional veto Ge­
brauch gemacht. Gegenwärtig enthalten über 200 Gesetze ent­
sprechende Klauseln.

Bestrebungen zum weiteren Ausbau der Präsidialgewalt

Die Entscheidung des Obersten Gerichts der USA vom 23. Juni 
1983, in der das congressional veto als verfassungswidrig be­
zeichnet wurde, ist nur im Kontext der Bestrebungen der 
rechtskonservativen Kräfte in den USA zu erklären, alle ju­
ristischen Hindernisse zu beseitigen, die der Politik der Hoch­
rüstung und Konfrontation nach außen sowie des Sozialab­
baus und der Niederhaltung der demokratischen Kräfte im 
Innern im Wege stehen. Dazu gehören nicht zuletzt die von 
der Antikriegs- und der Bürgerrechtsbewegung in den 60er 
und 70er Jahren erkämpften Zugeständnisse.

USA-Präsident R e a g a n  hatte schon im Wahlkampf des 
Jahres 1980 „legislative und administrative Maßnahmen zur 
Beseitigung der Restriktionen, die der Administration als Re­
sultat des unpopulären Krieges in Vietnam, des Watergate- 
Skandals und der allgemeinen Zugeständnisse der sechziger 
und siebziger Jahre auf erlegt wurden“, angekündigt.11 Nach 
seinem Amtsantritt 1981 erließ er eine ganze Serie von Ver­
fügungen, mittels deren gesetzliche Bestimmungen, die die 
Tätigkeit der CIA und des FBI auf bestimmte Aufgabenbe­
reiche beschränken und sie einer gewissen Kontrolle durch 
den Kongreß unterstellen sollten, unterlaufen und faktisch 
aufgehoben wurden. Mit der Erweiterung der Ermächtigun­
gen für den staatlichen Repressivapparat, insbesondere für die 
Geheimdienste, geht ein drastischer Abbau der von den Werk­
tätigen erkämpften Rechte und Zugeständnisse auf sozialem 
Gebiet einher.12

Um die extrem rechtskonservative, aggressive und sozial­
reaktionäre Politik des Kreuzzuges gegen den Sozialismus und 
jeden gesellschaftlichen Fortschritt in der Welt, der zugleich 
ein Kreuzzug für die Profite der Rüstungsmonopole und Fi­
nanzoligarchie ist, gegen innere „Störungen“ jeglicher Art 
abzusichern, soll die ohnehin schon mächtige Präsidialgewalt 
weiter ausgebaut werden.13 Das schließt das Bestreben ein, 
die Befugnisse des Kongresses — auch wenn er sich seit Jahr­
zehnten fest im Griff der beiden großbürgerlichen Parteien 
der USA befindet — zu beschneiden. Denn die von großen 
Teilen der USA-Bevölkerung getragene Opposition gegen die 
rechtskonservative Politik der Verschärfung der internatio­
nalen Spannungen und des radikalen Sozialabbaus wirkt auch 
bis in den Kongreß hinein, was — wie die aggressivsten und 
reaktionärsten Kreise des Monopolkapitals befürchten — die 
Verwirklichung dieser Politik gefährden könnte. Als der Re­
präsentant jener Kreise an der Spitze der Exekutive erklärte

Präsident Reagan am 6. April 1984 vor dem konservativen 
Zentrum für Strategische und Internationale Studien der 
Georgetown Universität in Washington: „In den 70er Jahren 
erlebten wir eine Fülle von Initiativen des Kongresses, die 
Vollmachten des Präsidenten auf den Gebieten des Handels, 
der Menschenrechte, der Waffenverkäufe, der Auslandshilfe, 
der Geheimdiensteinsätze und der Entsendung von Truppen 
in Krisenzeiten einzuschränken. Über 100 verschiedene Ver­
bote und Einschränkungen der Vollmachten der Exekutive, 
die Außenpolitik zu formulieren und durchzuführen, wurden 
verabschiedet. “14

Auswirkungen des Urteils des Obersten Gerichts 
zum congressional veto

Mit dem Urteil des Obersten Gerichts der USA über die Ver­
fassungswidrigkeit des congressional veto wurde die juristi­
sche Handhabe geschaffen, um alle von Reagan genannten 
Einschränkungen der Ermächtigungen der Exekutive aufzu­
heben. Denn die besondere Stellung des Obersten Gerichts, 
im politischen und Rechtssystem der USA besteht darin, daß 
es die Funktion der Verfassungsgerichtsbarkeit wahrnimmt, 
d. h. durch „Interpretation der Verfassung bzw. Ausdeutung 
des Verfassungsrechts Handlungsspielraum und Befugnisse 
der anderen Staatsorgane festlegt.“15

Der Spruch des Obersten Gerichts, daß die dem Kongreß 
eingeräumte Möglichkeit der Überprüfung, wie der Präsident 
und seine Administration die vom Kongreß erlassenen Ge­
setze ausführen, mit der Verfassung der USA nicht im Ein­
klang stehe, bedeutet in der praktischen Auswirkung, daß 
alle Gesetze, die das congressional veto in der einen oder 
anderen Form enthalten, ganz oder zumindest in wesentlichen 
Teilen als aufgehoben gelten. Das betrifft eine ganze Reihe 
von Gesetzen, denen außen-, militär- und sichenheitspoliti- 
sche Bedeutung zukommt.16

Das Urteil wirkt aber auch auf die gegenwärtig noch im 
Kongreß .zur Debatte stehenden Gesetzentwürfe, die die 
völkerrechtswidrige Unterstützung der konterrevolutionären 
Kräfte in Nikaragua durch US-Regierungsstellen zwar nicht 
untersagen, aber einem begrenzten Veto des Kongresses un­
terwerfen sollten.

Als das wohl bedeutendste Gesetz, das durch den Urteils­
spruch betroffen ist, wird in der großbürgerlichen USA-Presse 
das Gesetz über die Ermächtigung zur Kriegführung (War 
Powers Resolution) von 1973 bezeichnet: „Verabschiedet am 
Ende des Vietnamkrieges und geschaffen, ähnliche auswärtige 
Abenteuer zu verhindern, legt dieses Gesetz eine zeitliche 
Begrenzung von 60 Tagen für die Teilnahme von US-Streit- 
kräften an einen unerklärten Krieg fest, es sei denn, der Kon-

10 Vgl. Congressional Digest, a. a. O., S. 290.
Seither hat sich folgende Form des congressional veto heraus­

gebildet: Der Kongreß fügt in von ihm verabschiedete Gesetze 
Klauseln ein, die vorsehen, daß Maßnahmen der Exekutivorgane 
zur Durchführung der Gesetze nur dann rechtswirksam sind, 
wenn sie nicht durch Resolutionen beider Häuser des Kongresses, 
eines der beiden Häuser des Kongresses oder eines Kongreßaus­
schusses innerhalb einer bestimmten Frist für ungültig erklärt 
werden.
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gest, a. a. O., S. 292 ff.) handelt es sich dabei um die Ergänzun­
gen zum Gesetz über die Vorratshaltung an strategischen Gütern 
(Strategie Materials Stockpiling Act Amendments) von 1946, das 
Bundesgesetz über die Zivilverteidigung (Federal Civil Defense 
Act) von 1950, das Gesetz über die Atomenergie (Atomic Energy 
Act) von 1954 mit den Ergänzungsgesetzen von 1957, 1958 und 1974, 
das Gesetz über Luft- und Raumfahrt (National Aeronautics and 
Space Act) von 1958, das Gesetz über die Ermächtigung zur Krieg­
führung (War Powers Resolution) von 1973, das Handelsgesetz 
(Trade Act) von 1974, das Gesetz über Auslandshilfe (Foreign 
Assistance Act) von 1974, das Gesetz über Hilfsmaßnahmen zur 
internationalen Sicherheit und über die Kontrolle des Rüstungs­
exports (international Security Assistance and Arms Export Con­
trol Act) von 1976, das Gesetz über den nationalen Notstand 
(National Emergencies Act) von 1976, das Gesetz über die Ermäch­
tigungen des Präsidenten im Kriegsfall oder bei einem nationalen 
Notstand (Wartime or National Emergency Presidential Powers 
Act) von 1977 sowie das Gesetz über die Nichtweiterverbreitung von 
Nukleartechnologie (Nuclear Non-Proliferation Act) von 1978.


